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Regionalpolitik

Dritter Rahmenplan zur Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur

Ulrich Brösse, Aachen

Ebenso wie für die globale Wirtschafts- und 
Konjunl<turpoIitik in der BRD mit dem Stabili­

tätsgesetz aus dem Jahre 1967 ein zentrales wirt­
schaftspolitisches Gesetz geschaffen worden ist, 
wurde für die regionale Wirtschaftspolitik mit dem 
Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse­
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ vom 6. 
10. 1969 ein zentrales Gesetz erlassen. Bezeich­
nend für die regionale Wirtschaftspolitik zum Zeit­
punkt des Gesetzerlasses und auch für die gegen­
wärtige Situation ist, daß in § 1 die „Förderung 
der gewerblichen Wirtschaft bei Errichtung, Aus­
bau, Umstellung oder grundlegender Rationalisie­
rung von Gewerbebetrieben“ und die „Förderung 
des Ausbaus der Infrastruktur, soweit es für die 
Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft erforder­
lich ist“ als Maßnahmen aufgeführt werden. „Be­
zeichnend“ meine ich zum einen deshalb, weil der 
operationale, praktikable Charakter der regionalen 
Wirtschaftspolitik herausgestellt wird: private und 
öffentliche Investitionen werden durch Subventio­
nen gefördert. Zum anderen aber auch deshalb, 
weil darin die pragmatische Beschränkung der re­
gionalen Wirtschaftspolitik auf den engen Bereich 
der Wirtschaftsförderung sichtbar wird. Diese bei­
den Charakteristika deuten die Vor- und Nachteile 
einer so begriffenen regionalen Wirtschaftspolitik 
bereits an.

Verfassungsrechtliche Bedenken

Z u r  Erfüllung der Aufgaben sieht das Gesetz einen 
gemeinsamen Rahmenplan von Bund und Ländern 
vor, in dem die Fördergebiete abzugrenzen sind, 
d ie  anzustrebenden Ziele in diesen Gebieten und 
d ie  Maßnahmen genannt sowie die Voraussetzun­
gen, Art und Intensität der Förderung festgelegt 
werden sollen. Die Aufstellung des Rahmenplans 
obiiegt dem Planungsausschuß. Ihm gehören der 
Bundesminister für Wirtschaft als Vorsitzender so­

wie der Bundesminister der Finanzen und ein Mi­
nister (Senator) jedes Bundeslandes an. Die 
Stimmenzahl des Bundes entspricht der Zahl aller 
Länder, die jeweils über eine Stimme verfügen.

In diesem Stimmenverhältnis liegt ein gewisser 
Zündstoff, weil sich die Länder in ihrer durch das 
föderalistische System bestimmten Eigenständig­
keit bedroht fühlen können. Die Möglichkeit des 
Entstehens solcher Konflikte wurde deutlich, als 
der Bund Anfang 1974 ein einmaliges Sonderpro­
gramm für Gebiete mit spezieiien Strukturproble­
men schuf, um wegen der konjunkturellen Be­
ruhigung 1974 gewisse gemeindliche Infrastruktur­
maßnahmen zu fördern, und dieses Programm 
dann unmittelbar mit den Gemeinden abwickelte. 
Hier liege, so meinten einige Länder, ein Verstoß 
gegen das föderalistische Prinzip und das Grund­
gesetz vor. Sieht man einmal von verfassungs­
rechtlichen Bedenken und Kompetenzproblemen 
ab, so dürfte für diese Konfliktsituation auch die 
Tatsache verantwortlich sein, daß zwischen den 
regionalpoütischen Zielvorstellungen eines Landes 
und denen des übergeordneten Raumes (Bund) 
Zielkonflikte entstehen, die Gruppen- oder soziale 
Konflikte zur Folge haben ’). Ein Abbau der Kon­
flikte zwischen den Zielsystemen der regionalen 
Wirtschaftspolitik setzt ein gemeinsames Zielsy-
y  Nähere Ausführungen hierzu werden gemacht bei U. B r ö s s e :  
Zusammenfassung der i<ritischen Analysen der gegenwärtigen 
Raumordnungspolltii« unter besonderer Berücksichtigung der Z ie l­
konflikte in der Raumordnungspolitik sowie zwischen der Raum­
ordnungspolitik und anderen Poiitikbereichen, Gutachten für die 
„Kommission fü r wirtschaftlichen und sozialen Wandel“ , in Bear­
beitung.

Prof. Dr. Ulrich Brösse, 39, lehrt Wirtschafts­
wissenschaften an der Rheinisch-Westfäli­
schen Technischen Hochschule Aachen. Er 
beschäftigt sich speziell m it Raumordnung 
und Regionalpolitik.
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stem voraus, das meines Erachtens im Zielsystem 
einer übergeordneten Raumordnungspolitik gefun­
den werden muß.

Neues Investitionszulagengesetz

Inzwischen liegt der dritte Rahmenplan für den 
Zeitraum 1974—1977 vor, der mit Wirkung vom 1. 
1. 1974 in Kraft gesetzt ist^). Gegenüber dem 
zweiten Rahmenplan ergeben sich keine wesent­
lichen Neuerungen. Es wurden vor allem einige 
Klarstellungen vorgenommen.

Bekanntlich setzen sich die öffentlichen Hilfen für 
die private Wirtschaft aus der Investitionszulage 
nach dem Investitionszulagengesetz und einem 
Investitionszuschuß aus Gemeinschaftsaufgabe­
mitteln zusammen. Das Investitionszulagengesetz 
führte in seinen früheren Fassungen nichts weiter 
zu der Förderungsbedingung aus, als daß die Be­
triebsstätte „volkswirtschaftlich besonders förde­
rungswürdig und geeignet ist, die Wirtschaftsstruk­
tur der ...förderungsbedürftigen Gebiete zu ver­
bessern“. In der Gemeinschaftsaufgabe wurde da­
von ausgegangen, daß sich die volkswirtschaftliche 
Förderungswürdigkeit mit Hilfe des basic-non- 
basic-Konzepts {Exportbasistheorie) bestimmen 
läßt. Nach diesem theoretischen Konzept tragen 
solche Betriebe zum regionalen Wachstum bei, die 
vorwiegend nach außerhalb der Region liefern und 
so „Devisen“ in die Region hereinholen (baslc- 
Betriebe), wodurch wiederum Wachstumseffekte 
bei den non-basic-Betrieben ausgelöst werden. 
Die Unbestimmtheit im Investitionszulagengesetz 
hatte zu Verwaltungsgerichtsklagen von Betrieben 
des non-basic-Sektors (Einzelhandelsbetriebe) ge­
führt. Das neue Investitionszulagengesetz in der 
Fassung vom 12. 10. 1973®) klärt die Lage in An­
lehnung an die Vorschriften in den Rahmenplänen 
der Gemeinschaftsaufgabe.

Erwähnenswerte Änderungen

Gegenüber dem zweiten Rahmenplan regelt der 
dritte Rahmenplan auch die Verlagerung von ge­
werblichen Produktionsbetrieben. Da das Haupt­
ziel der Gemelnschaftsaufgabe die Schaffung einer 
ausreichend großen Zahl von Arbeitsplätzen ist '*), 
wurden Fernverlagerungen aus Nlchtfördergebie- 
ten in Fördergebiete subventioniert, wenn der 
überwiegende Teil der Arbeitskräfte neu einge­
stellt wird. Dies gilt auch bei Fernverlagerungen

>) Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 7/1769.
=) Abgedruckt In ebenda, S. 141.
•) Nach dem dritten Rahmenplan sollen Im Planungszeltraum 
1974-1977 In den Fördergebieten jährlich rund 116 000 neue Ar­
beitsplätze geschaffen und rund 63 000 bestehende Arbeitsplätze 
gesichert werden. Für die v ier Jahre stehen dafür über 1 Mrd. 
DM ais Investitionszulage und über 2,1 Mrd. DM aus Gemein­
schaftsaufgabemittein zur Verfügung, in diesen Summen sind 
knapp 1,3 Mrd. DM für die wirtschaftiiche Infrastruktur (industrie- 
geiändeerschließung, kommunale Infrastruktur, öffentliche Frem­
denverkehrseinrichtungen, Errichtung und Ausbau von Ausbil- 
dungs-, Fortbiidungs- und Umschuiungsstätten) enthalten. Hinzu 
kommen Darlehen aus ERP-Mitteln.

aus Fördergebieten, wenn in angemessenem Um­
fang zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Bei Betriebsverlagerungen über eine Landesgren­
ze hinweg soll die Förderung im Einvernehmen 
mit den Ländern erfolgen. Nahverlagerungen in­
nerhalb der Fördergebiete werden ebenfalls sub­
ventioniert, wenn ln angemessenem Umfang zu­
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Die 
Nahverlagerung aus Nichtfördergebieten in ein 
Fördergebiet bei weitgehender Übernahme der al­
ten Arbeitskräfte soll später geregelt werden.

Als Änderung erwähnenswert ist auch die Kürzung 
der Investitionszulage von 10 % auf 7,5 % der 
bezuschussungsfähigen Investitionssumme, die im 
Zuge der Stabilisierungsbemühungen im Jahre 
1973 verfügt worden war. Der dritte Rahmenplan 
nennt zwar noch die alten, nach Schwerpunkten 
gestaffelten maximalen Fördersätze von 25 % (für 
A- und E-Schwerpunkte), 20 % (für B-Schwerpunk- 
te), 15 % (für C-Schwerpunkte und Fremdenver­
kehrsbetriebe) und 10 % (für D-Schwerpunkte und 
außerhalb von Schwerpunkten). Da darin aber die 
7,5%lge Investitionszulage enthalten ist und ledig­
lich der Rest aus Gemeinschaftsaufgabemittein 
aufgestockt wird, würde der Zweck der Kürzung 
umgangen, wollte man sie mit Mitteln der Gemein­
schaftsaufgabe voll ausgleichen. Deshalb müssen 
die Förderhöchstsätze de facto eigentlich um
2,5 % Punkte niedriger angesetzt werden. Der drit­
te Rahmenplan sieht allerdings demgegenüber die 
volle Aufstockung vor. Sollte in der Praxis tatsäch­
lich so verfahren werden, hätten die Wirtschafts- 
Politiker eine Chance zum allmählichen Abbau von 
direkten Unternehmenssubventionen verpaßt.

Neu im dritten Rahmenplan ist auch die Abgren­
zung der Fremdenverkehrsgebiete und ihre karto­
graphische Darstellung ln der Form, wie es für die 
gewerblichen Fördergebiete geschieht. Nicht er­
sichtlich aus dem Plan werden allerdings die ge­
meinsamen Auswahlkriterien, nach denen diese 
Fördergebiete des Fremdenverkehrs ermittelt wor­
den sind. Dem Ergebnis nach handelt es sich um 
Regionen, die sich einerseits durch günstige land­
schaftliche und klimatische Bedingungen auszeich­
nen, andererseits aber der Bevölkerung bislang 
nicht genügend Erwerbsmöglichkeiten bieten. Ziel 
ist neben der Schaffung von Arbeitsplätzen der 
Fremdenverkehrswirtschaft die Errichtung neuer 
und der Ausbau vorhandener kommunaler Einrich­
tungen des Fremdenverkehrs, aber auch die Pfle­
ge und Erschließung landschaftlicher Schönheiten 
und eine verstärkte Werbung.

Die regionale Wirtschaftsförderung hat somit we­
sentliche anstehende Probleme vor sich herge­
schoben. Diese Probleme nannte der zweite Rah­
menplan ausdrücklich. Es handelt sich dabei um
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□  die Neuabgrenzung der Fördergebiete,

□  die Vereinheitliciiung der Auswahl! von Sctiwer- 
punktorten,

□  die eintieitliciie Ermittlung der Arbeitsplatzdefi­
zite als Grundlage der Zielfestlegung und um

□  die regionalpolitische Erfolgskontrolle.

Um hierfür entsprechende Lösungsvorschläge zu 
erhalten, waren Forschungsaufträge und Gutach­
ten vergeben worden. Sie brachten laut drittem 
Rahmenplan folgende Ergebnisse: „Die beiden ins 
Auge gefaßten Kriterien ,Arbeitsplätze‘ und ,re­
gionales Einkommen“ sind u. a. geeignete Zielkri­
terien der regionalen Wirtschaftsförderung. Kon­
kret ist ein gemeindescharfer Grundraster in der 
Form von regionalen Arbeitsmärkten entwickelt 
worden, auf den zwei Abgrenzungskriterien — ein 
regionaler Arbeitskräftereservequotient und der 
Rückstand im regionalen Einkommensniveau zum 
Bundesdurchschnitt -  bezogen wurden. Die ana­
lytischen Ergebnisse der wissenschaftlichen Vor­
arbeiten hat das Bundesministerium für Wirtschaft 
ais Arbeitsmaterial für die Beratung im Unteraus­
schuß in Form von bislang sechzehn Karten ohne 
jegliche eigene Wertung dargestellt.“ Die Diskus­
sion der Ergebnisse im Unterausschuß des Pla­
nungsausschusses führte zu dem Schluß, aufgrund 
einzelner Mängel und ungelöster Probleme zu­
nächst keine Änderungen vorzunehmen und statt 
dessen erneut Forschungsaufträge zu vergeben, 
um so die notwendigen Änderungen für den vier­
ten Rahmenplan endgültig vorbereiten zu können.

Ungelöste Probleme

Als eine wichtige Aufgabe steht die Neuabgren­
zung der Fördergebiete aus. Sie ist deshalb not­
wendig, weil kaum einheitliche Kriterien für die 
derzeitige Aufteilung angegeben werden können. 
Der erste Rahmenplan hatte 1972 die 21 regiona­
len Aktionsprogramme mit ihrem jeweiligen Ge­
bietsstand übernommen, die wiederum auf den zu­
letzt 1963 festgelegten Bundesausbaugebieten und 
den Fördergebieten der Bundesländer basierten. 
Auch die Ausdehnung der Fördergebiete insge­
samt ist mit über 60%  der Fläche und einem 
Drittel der Bevölkerung der BRD recht groß. Eine 
Neuabgrenzung wird den Kampf der Gemeinden, 
Kreise und Länder um die Anerkennung als „för- 
derungsv^ürdig“ erneut entfachen, der besonders 
dann sehr heftig werden muß, wenn als Randbe­
dingungen die volle Einbeziehung des Zonenrand­
gebietes und eine Beschränkung der Begünstigten 
insgesamt erfüllt werden müssen ®). Deshalb
5) Diese Bedingungen werden genannt bei W. A l b e r t :  Gemein­
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ , 
Soll man die Fördergebiete neu abgrenzen?, In: structur 3/1974, 
S. 50.

kommt einer wissenschaftlichen Begründung der 
Festlegung der neuen Fördergebiete eine große 
Bedeutung zu.

Als ein wesentliches Abgrenzungskriterium soli 
auch in Zukunft das regionale Einkommen bzw. 
der regionale Einkommensrückstand gegenüber 
dem Bundesdurchschnitt gelten. Während aber 
bisher auf das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der 
Wirtschaftsbevölkerung abgestellt wurde, soll für 
neuere Berechnungen die Lohn- und Gehaltssum­
me je Arbeitnehmer herangezogen werden ‘•). Of­
fen bleibt dabei allerdings, ob niedrigere durch­
schnittliche Einkommen in einer Region auch wirk­
lich geringeren Wohlstand bedeuten und zur Kon­
sequenz haben müssen, daß neue Arbeitsplätze 
dort zu schaffen sind.

Denn zum einen ist die Struktur der Lohn- und 
Gehaltsempfänger zu berücksichtigen. Beruht das 
Niveau z. B. lediglich auf dem Fehlen höherer Ein­
kommensklassen, so müßte die Antwort darauf die 
Ansiedlung von Unternehmen mit entsprechenden 
Arbeitsplätzen sein. Ob das aber volkswirtschaft­
lich überhaupt möglich ist, müßte im einzelnen 
geprüft werden. Oder aber das niedrige Einkom­
mensniveau ist Ausdruck für eine Branchenstruk­
turkrise, die ebenfalls besonderer Maßnahmen be­
darf.

Zum anderen sollte das Einkommensniveau nicht 
unabhängig vom Kaufkraftniveau zur Beurteilung 
herangezogen werden. Bei einer integrierten Be­
trachtungsweise, die die regionale Wirtschaftspoli­
tik als Teil einer übergeordneten Raumordnungs­
politik sieht, wäre dann abzuwägen, ob nicht an­
dere regionale Vorteile gewisse ökonomische 
Nachteile aufwiegen. Hier ist insbesondere an öko­
logische Vorteile gedacht. Unter Einbeziehung sol­
cher Überlegungen könnte das Einkommenskrite­
rium relativiert und vielleicht erreicht werden, daß 
erst größere Abweichungen vom Durchschnitt zum 
Anlaß für eine Förderung genommen werden soll­
ten.

Abgrenzung von Arbeitsmarktregionen

Ein weiteres wesentliches Abgrenzungskriterium 
soll auch weiterhin die Zahl der Arbeitsplätze bzw. 
das Arbeitsplatzdefizit sein, wobei versucht wer­
den soll, den schwierig zu erfassenden Aspekt der 
Qualität der Arbeitsplätze zu berücksichtigen.

Nun bereitet es bekanntlich ganz erhebliche 
Schwierigkeiten, regionale Arbeitsplatzprognosen 
abzugeben. Als Grundlage rationaler regionaler 
Wirtschaftspolitik kann auf diese Prognosen aller­
dings nicht verzichtet werden. Die zu erwartenden 
Fehler in den Prognosen sind dann tragbar, wenn

‘ ) Vgl. H. M e h r I ä n d e r : Überprüfung der Fördergebiete der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts­
struktur“ , In: IKO — Innere Kolonisation — Land und Gemeinde, 
12 (1973), s. 320.
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die einen Standort suciienden Betriebe eigene 
Arbeitstnari<tanalysen für ihre Zwecke durchführen 
und insofern vom unternehmerischen Standpunkt 
aus die Angaben der regionalen Wirtschaftspolitik 
überprüfen. Das wird allerdings dann problema­
tisch, wenn sich Unternehmen auf die staatlichen 
Prognosen ohne Nachprüfung verlassen. In die­
sem Zusammenhang ist auf einen weiteren Aspekt 
hinzuweisen. Die Empirie beweist, daß als indu­
strielle Standortfaktoren neben der „wirtschafts­
nahen“ Infrastruktur zunehmend die „wirtschafts­
ferne“ Infrastruktur Bedeutung erlangt 0- Ihre Ein­
beziehung sollte deshalb durch eine stärkere Ver­
knüpfung von regionaler Wirtschaftspolitik und 
Raumordnung erfolgen.

Die Regionalisierung der Fördergebiete soll mit­
tels Arbeitsmarktregionen durchgeführt werden, 
von denen in einer Untersuchung von Klemmer 
161 auf Gemeinde- und Kreisbasis festgelegt wor­
den sind “). Diese Vorgehensweise ist sicherlich 
sinnvoll und richtig, solange mit der Rahmenpla­
nung vorwiegend die Schaffung von Arbeitsplät­
zen angestrebt wird. Dann liegt es nahe, aufgrund 
der täglichen Pendelwanderungen der Arbeitskräf­
te Arbeitsmärkte abzugrenzen und auf sie die 
Wirtschaftsförderung auszurichten. Da bei dieser 
wissenschaftlichen Vorgehenswelse natürlich auch 
immer normative Entscheidungen getroffen wer­
den müssen — etwa ab welcher Dichte von einem 
Arbeitsmarktzentrum gesprochen werden kann, ob 
die Pendelzeit von etwa einer halben Stunde an­
gemessen ist und wie die hierarchische Struktur 
von Arbeitsmärkten, d. h. die Tatsache, daß klei­
nere Arbeitsmärkte im Einzugsbereich eines grö­
ßeren Arbeitsmarktes liegen können, bewertet 
werden soll —, läßt sich über die Ergebnisse ein­
zeln diskutieren.

Funktionalräumliche Untergliederung

Grundsätzlich ist allerdings kritisch zu fragen, ob 
für die Abgrenzung als funktionales Prinzip wirk­
lich nur das arbeitsmarktzentrale Prinzip (aufgrund 
der täglichen Arbeitspendler), verbunden eventuell 
mit dem zentralörtlichen Versorgungsprinzip (Ver­
sorgung des Zentrums und seines Einzugsbe­
reichs mit zentralörtlichen Diensten), ln Frage 
kommt. Wird die regionale Wirtschaftspolitik nicht 
isoliert, sondern im größeren Rahmen der Raum­
ordnungspolitik gesehen, bietet sich auch das all­
gemeine Prinzip räumlicher Arbeits- und Funk­
tionsteilung an, wobei Teilgebiete jeweils spezifi­
sche Funktionen für den Gesamtraum übernehmen 
können.

')  Vgl. H. Z i m m e r m a n n unter Mitarbeit von K. A n d e r ­
s e c k ,  K. B e d i n g  und A. Z i m m e r m a n n :  Regionale 
Präferenzen — Woiinortorientierung und Mobiiitätsbereitschaft der 
Arbeitneiimer als Determinanten der Regionaipoiitik, Bonn-Bad 
Godesberg 1973.
s) Vgl. hierzu H. M e h r I ä n d e r , a. a. 0 ., S. 320.

Unter diesem Aspekt wäre die BRD nicht lücken­
los in Arbeitsmarktregionen einzuteilen, sondern, 
grob gesprochen, in Wohngebiete, Gewerbegebie­
te, Mischgebiete, Dienstleistungszentren, Erho­
lungsgebiete, Wasserversorgungsgebiete, land­
wirtschaftliche Gebiete, Rohstoffversorgungsgebie­
te, Flächen für Kommunikation und Verkehr und 
andere. Diese allgemeine räumliche Funktionen- 
tellung muß wiederum Ausfluß eines allgemeinen 
raumordnungspolltischen Zielsystems sein. Die Zu­
ordnung neuer Arbeitsplätze hätte dann nach sol­
chen raumordnungspolitisch relevanten Normvor­
stellungen zu erfolgen und nicht primär nach ge­
schätzten Arbeitsplatzdefiziten in bestehenden Ar- 
beltsmarktreglonen. -

Im Grunde will die regionale Wirtschaftspolitik 
auch diesen raumordnerischen Aspekt, wenn Al­
bert z. B. schreibt, daß es der regionalen Wirt­
schaftsförderung „um eine bessere räumliche Ver­
teilung der Arbeitsplätze“ geht ’ ). Nur, eine Schät­
zung von Arbeitsplatzdefiziten für bestehende Ar­
beitsmärkte und daraus abgeleitete Förderungs­
programme lassen meines Erachtens diesen raum­
ordnungspolitischen Sollaspekt außer acht. Die 
raumordnungspolitischen Zieivorstellungen müs­
sen als übergeordnete Normvorstellungen auch für 
die regionale Wirtschaftspolitik, also für die „bes­
sere räumliche Verteilung“ richtungsweisend 
sein ’°). Entsprechend den allgemeinen Grundsät­
zen des dritten Rahmenplanes haben die Landes­
regierungen zwar zu prüfen, ob die Belange der 
Raumordnungspolitik berücksichtigt worden sind. 
Es besteht aber ein Unterschied zwischen einer 
solchen Wacftprüfung (läßt sie sich überhaupt wirk­
sam durchführen?) und einer Abstimmung von 
Maßnahmen auf ein gemeinsames Ziel.

Enger räumlicher Problembereidi

In diesem Zusammenhang scheint mir die regio­
nale Wirtschaftspolitik ein weiteres Problem aufzu­
werfen. Dadurch, daß es sich um eine pragmati­
sche, auf Zuwächse abgestellte Politik handelt, ist 
sie zwar in ihren kleinen Schritten oft erfolgreich. 
Es fehlt aber das -  zwar lange Zeit kritisierte, 
dennoch nicht verzichtbare — Denken in umfas­
senderen räumlichen Zielsystemen und Leitbildern. 
So vermag die regionale Wirtschaftspolitik auf­
grund von Arbeitsmarktüberlegungen alle in  keine 
wesentliche räumliche Neugestaltung in Angriff zu 
nehmen, wie etwa die Schaffung leistungsfähiger 
Gegenzentren. Das wäre Aufgabe einer Raumord­
nungspolitik, die z. B. die Standortlenkung auch 
öffentlicher Verwaltungs- und Behördensitze mit 
einschließen könnte.

•) w. A i b e r t , a.a.O., S. 49.
«) Vgl. auch R. G ö b : Regionale W irtschaftspolitik und metaöko- 
nomische Regionaipoiitik, In : structur 8/1972, S. 169 f.
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Die regionale Wirtschaftspolitik, wie sie der dritte 
Rahmenplan vorsieht, umreißt von der Zielsetzung 
her einen engen räumlichen Problembereich. Der 
Rahmenplan tritt somit neben andere, spezielle 
wirtschaftliche Förderungs- und Subventionsmaß­
nahmen mit räumlichen Wirkungen. Sie alle tragen 
instrumentellen Charakter für eine als Entwick­
lungspolitik begriffene Raumordnungspolitik ” ). 
Unter dem Aspekt einer allgemeinen räumlichen 
Funktionsteilung nach raumordnungspolitischen 
Zielvorstellungen müßten die speziellen Förde­
rungsmaßnahmen darauf gerichtet sein, die einzel­
nen Regionen finanziell in die Lage zu versetzen, 
ihre Funktionen im Gesamtzusammenhang zu erfül­
len. Die bisherigen einzelnen raumrelevanten För­
derungsmaßnahmen wären in einen „allgemeinen 
räumlichen Finanzausgleich“ einzugliedern. Die 
Förderung von Industrieansiedlungen wäre in die­
sem größeren Rahmen dann lediglich eine Maß­
nahme, mit der eine Region der Aufgabe nach- 
kommen kann, genügend industrielle Arbeitsplätze 
bereitzustellen.

Schwierige Erfolgsi<onfroile
\

Das Problem der Erfolgskontrolle der regionalen 
Wirtschaftspolitik ist ebenfalls noch ungelöst. Auf 
den ersten Blick wird jeder geneigt sein, die Not­
wendigkeit anzuerkennen und zu unterstreichen, 
Erfolgskontrollen der Maßnahmen der Gemein­
schaftsaufgabe durchzuführen. Bei näherer Be­
trachtung zeigen sich aber ganz erhebliche regio­
nalstatistische und grundsätzliche Schwierigkeiten. 
Wenn z. B., wie vorgesehen, nur auf das Arbeits­
platzkriterium abgestellt wird, würde die Kontrolle 
sehr einseitig sein. Ober die Einkommensentwick­
lung wird dann nichts gesagt, auch die „Verbesse­
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ wird in 
gar keiner Weise kontrolliert und schon gar nicht 
der Beitrag der regionalen Wirtschaftspolitik zu 
einer übergeordneten Raumordnungspolitik.

Selbst wenn man sich aber bewußt aus Praktikabi­
litätsüberlegungen oder sonstigen Erwägungen 
auf eine Kontrolle der Arbeitsplatzentwicklung be­
sciiränkt, sagt ein Soll-Ist-Vergleich nichts darüber 
aus, ob für die Veränderung der Arbeitsplatzzah­
len tatsächlich das Instrument des Rahmenplans 
ursächlich ist. Unter diesen Umständen läuft die 
Erfolgskontrolle darauf hinaus, festzustellen, ob 
die für die Einbeziehung eines Raumes in die re­
gionale Förderung bestehende Bedingung eines 
tatsächlichen oder drohenden Arbeitsplatzdefizits 
nocfi erfüllt ist. Falls nicht, läßt sich die Heraus­
nahme der Region aus der Förderung mit Hilfe 
dieser Erfolgskontrolle begründen. Aus politischen 
Gründen ist das sicher ein legitimes Anliegen, weil

es sonst, wie die Wirklichkeit gezeigt hat, schwer 
möglich ist, bestehende Subventionen abzubauen. 
Man sollte sich jedoch der Begrenztheit der Er­
folgskontrolle bewußt sein.

Auf der anderen Seite ist zu fragen, ob unter den 
angedeuteten Schwierigkeiten eine theoretisch ab­
gesicherte Erfolgskontrolle aufgrund des Auf­
wands überhaupt vertretbar ist. Die Komplexität 
der Zusammenhänge wird eine eindeutige Zuord­
nung von Maßnahmen und neuen Arbeitsplätzen 
nie zulassen. Und was nützt dann ein Ergebnis,, 
daß vielleicht 80 %, 40 % oder 10 % der Arbeits­
plätze ursächlich auf den Rahmenplan zurückzu­
führen sind? Welche Folgerungen wären daraus 
zu ziehen, wenn das Ziel der Schaffung von Ar­
beitsplätzen weiterhin mit hoher Priorität bedacht 
wird?

Abbau unmittelbarer Investilionshilfen

Meines Erachtens sollte der Erfolg am erfolgrei­
chen Wirtschaften neuangesiedelter Unternehmen 
gemessen werden. Denn das ist die beste Gewähr 
für eine wirtschaftliche Strukturverbesserung. Und 
die Frage, ob Investitionsanreize auf die Standort­
wahl von Unternehmen wirken, ist inzwischen 
durch mehrere Untersuchungen in dem Sinne be­
antwortet worden, daß es auf sie vor allem sekun­
där ankommt, d. h. unter der Voraussetzung, daß 
wichtige Standortfaktoren gegeben sind.

Darüber hinaus bin ich der Meinung, daß die un­
mittelbaren Investitionshilfen zur Beeinflussung 
der Standortwahl allmählich durch andere Maßnah­
men wie Beratung, Information und öffentliche In­
vestition ersetzt werden sollten, weil dann wieder 
eine klare Trennung zwischen den Funktionen, zu 
deren Erfüllung am besten private Unternehmen, 
und denen, zu deren Erfüllung am besten die öf­
fentlichen Hände geeignet sind, hergestellt wird’®). 
Außerdem würde ein beträchtlicher Verwaltungs­
aufwand bei Unternehmen und Staat eingespart 
werden, der mit der Beantragung, Prüfung und Be­
willigung der Mittel verbunden ist. Damit entfiele 
die Notwendigkeit solch einer Erfolgskontrolle 
ganz. Das gesamte regionalwirtschaftliche Instru­
mentarium könnte dann in einer weiteren Fortent­
wicklung in die bereits angesprochene Förderung 
und Finanzierung der öffentlichen Aufgaben ent­
sprechend den jeweiligen vom Raum zu erbrin­
genden Funktionen im Rahmen einer umfassen­
den Raumordnungspolitik umgewandelt werden.

" )  V g l.  hierzu näher U. B r ö s s e :  Raumordnungspolitik, er­
sch e in t in Kürze bei de Qruyter & Co., Berlin.

« ) Vgl. näher D. F ü r s t ,  K. Z i m m e r m a n n .  K.-H. H a n s - 
m e y  e r  : Standortwahl Industrie ller Unternehmen, Bonn 1973.

’ «) Auf diesen Aspekt habe ich schon einmal ausführlicher hinge­
wiesen. Vgl. U. B r ö s s e :  Das Förderungsprogramm der Bun­
desregierung, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 50. Jg. (1970), H. 10, S. 
587 ff. Ähnlich auch W. C h o I e w a : Verbesserung der regiona­
len Wirtschaftsstruktur. Eine kommunalbedeutsame Gemeinschafts- 
aufgabe m it Zukunft, in : structur 8/1972, S. 176.
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